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NOTIZEN vom 19. Dezember 2013
Nacht-Kita kommt später
Kirchheim-Teck - Baden-Württembergs
erste 24-Stunden-Kindertagesstätte star-
tet später als erwartet. Es liege noch
keine Betriebsgenehmigung für die
Rund-um-die-Uhr-Kita "Topkids" in
Kirchheim unter Teck (Kreis Esslingen)
vor, bestätigte eine Sprecherin des Kom-
munalverbands für Jugend und Soziales
Baden-Württemberg (KVJS) in Stutt-
gart. Grundsätzliche Bedenken gegen
das Konzept der Stiftung Tragwerk gebe
es nicht, ihres Wissens nach müsse aber
noch der tatsächliche Bedarf nachgewie-
sen werden. Die Stiftung Tragwerk will
maximal acht Übernachtungsplätze

anbieten.
Kritik an Gall
Stuttgart - CDU-Rechtsexperten im Süd-
westen sind strikt gegen eine Abgabe
von Kompetenzen des Landesverfas-
sungsschutzes an den Bund. "Beim Ver-
fassungsschutz ist die Kenntnis der örtli-
chen Verhältnisse ebenso wichtig wie
bei der Polizei", sagte Alexander Gan-
ter, Vorsitzender des Landesarbeitskrei-
ses Christlich Demokratischer Juristen
in Stuttgart. Gall überlegt, ob die 80
Mitarbeiter im Landesamt, die sich mit
dem Thema Islamismus beschäftigen,
eingespart oder in anderen Bereichen
eingesetzt werden sollen. Das Landes-

amt hat insgesamt 340 Mitarbeiter.
Gesetz verabschiedet
Stuttgart - Der Landtag hat das neue
Gesetz zur erleichterten Anerkennung
ausländischer Berufsabschlüsse einstim-
mig verabschiedet. Zwar kritisierten
CDU und FDP, dass sich das Integrati-
onsministerium mit dem Gesetz zu
lange Zeit gelassen habe, votierten aber
dennoch dafür. Der Liberale Andreas
Glück sagte, die Zustimmung der Libe-
ralen sei kein Kompliment für Ministe-
rin Bilkay Öney (SPD), sondern berück-
sichtige den Bedarf der Unternehmen.
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 Gesetz

 Berufsabschlüsse anerkannt

Der Landtag hat das neue Gesetz zur
erleichterten Anerkennung ausländi-
scher Berufsabschlüsse einstimmig ver-
abschiedet. Zwar kritisierten CDU und
FDP, dass sich das Integrationsministe-
rium mit dem Gesetz zu lange Zeit
gelassen habe, votierten aber dennoch
dafür. Der Liberale Andreas Glück
sagte, die Zustimmung der Liberalen sei
kein Kompliment für Ministerin Bilkay
Öney (SPD), sondern berücksichtige

den Bedarf der Unternehmen. dpa

 Staatsvertrag

 Mehr Geld für Sinti und Roma

Der Landtag hat dem Staatsvertrag des
Landes Baden-Württemberg mit den
hier lebenden Sinti und Roma zuge-
stimmt. Damit stellt Baden-Württem-
berg als erstes Bundesland die Zusam-
menarbeit mit der Minderheit auf eine
neue Grundlage. So sieht das Papier vor,
dass die Minderheit von 2014 an jähr-
lich 500 000 Euro erhält. Bisher wurden
208 000 Euro gezahlt. Ebenso wird ein

'Rat für die Angelegenheiten der deut-
schen Sinti und Roma' geschaffen. Im
Südwesten leben rund 12 000 Sinti und
Roma, die neben den Friesen, den Sor-
ben und den Dänen eine der vier aner-
kannten nationalen Minderheiten in
Deutschland sind. dpa

 Wohnungsmarkt

 Umwidmung wird schwerer

Kommunen mit Wohnungsmangel kön-
nen künftig die Umwandlung von Woh-
nungen in Feriendomizile oder Gewer-
beräume verbieten. Gegen die Stimmen
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